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Abbildung 7:  Ist-Prozess „Eingangsrechnung durchführen“ 
Quelle:  Eigene Darstellung 
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5.2 „Vorschreibungen“ 
5.2  „Vorschreibungen“ 

Dieser Prozess hat zwei Auslöser: Einerseits wird er durch die Fälligkeit der Vorschrei-
bung ausgelöst. Je nach Art der Vorschreibung kann dies vierteljährlich (z. B. Kanal, 
Grundsteuer, Wasser), alle ein oder zwei Monate (Kindergarten, Musikschule, Nachmit-
tagsbetreuung) oder auch nur jährlich sein (Hunde). Des Weiteren sind Bescheide bzw. 
Anmeldungen, welche von den verschiedenen Datenlieferanten (Kindergarten, Finanz-
amt, Musikschule, Allgemeine Verwaltung, Bauamt und Bauhof) gesendet werden, Aus-
löser dieses Prozesses. Im nächsten Schritt liefern die Datenlieferanten die relevanten 
Daten. Diese werden dann von der Buchhaltungsabteilung in die Stammdaten in K.I.M. 
Gemdat eingepflegt. Hier kann es zu Fehlern kommen. Der Tarif, die Einheit oder die 
Steuerpflicht an sich können hier Schwierigkeiten verursachen und zu Fehlern führen. 
Der nächste Schritt hängt von der Vorschreibungsart ab. Handelt es sich um eine Vor-
schreibung auf Grund einer Anmeldung (Musikschule, Kindergarten, Nachmittagsbetreu-
ung, Hunde), dann wird eine Probevorschreibung erstellt. Ist der Grund für eine Vor-
schreibung ein Bescheid (Wasser, Kanal, Grundsteuer), dann wird eine Proberollung 
durchgeführt. Sowohl die Probevorschreibung als auch die Proberollung werden über-
prüft. Sollte etwas nicht in Ordnung sein, werden die Stammdaten korrigiert und eine 
neuerliche Probevorschreibung bzw. -rollung vorgenommen. Falls die Prüfung positiv 
verläuft, wird bei der Vorschreibungsart Bescheide die echte Rollung durchgeführt und 
dann ebenso wie bei der Probevorschreibung der Berechnungsauftrag für die Vorschrei-
bung gestartet. Danach werden die Zahlscheinsalden ermittelt. Hier kann es passieren, 
dass die Bankdaten oder die Rückstände nicht stimmen. Als Nächstes werden die Be-
scheide und Vorschreibungen erstellt und danach gedruckt. Dann werden die Vorschrei-
bungen verbucht und im Anschluss daran vorsortiert und kontrolliert. Die Sortierung er-
folgt nach ausländischen Empfängern, hausinternen Empfängern und Mehrfachsendun-
gen (Hausverwaltung). Darüber hinaus muss beachtet werden, ob Bescheide beigelegt 
werden müssen. Ist dieser Schritt erledigt, werden die Vorschreibungen versendet und 
der Bürger erhält diese. Es kommt vor, dass der Bürger Rückfragen bezüglich der Vor-
schreibung hat. Ist dies der Fall, klärt das die Buchhaltungsabteilung ab und gibt es in 
den Stammdaten ein und der Prozess beginnt von Neuem. Gibt es keine Rückfragen, 
kann es sein, dass der Bürger um eine Zahlungserleichterung ansucht. Wenn er dies tut, 
bereitet ein Mitarbeiter der Buchhaltung das Ansuchen für den Stadtrat vor. Dieser ent-
scheidet danach über das Ansuchen. Die Entscheidung vom Stadtrat wird dann von der 
Buchhaltungsabteilung in das Buchhaltungsprogramm K.I.M. Gemdat eingearbeitet. Gibt 
es weder Rückfragen noch ein Ansuchen um Zahlungserleichterung (bzw. dieses wurde 
schon fertig bearbeitet), kann der Bürger über die Zahlungsmethode für die Vorschrei-
bung entscheiden. 

Ist ein Einziehungsauftrag vorhanden, werden die Datenträger an die Hausbank der 
Gemeinde übermittelt, welche den Vorschreibungsbetrag zur Fälligkeit überweist. Bei ei-
ner Barzahlung wird, falls die Vorschreibung zur Fälligkeit bezahlt wird, der Prozess 
„Zahlungsverkehr Kassa Eingang“ gestartet. Bei einer Überweisung, welche zur Fällig-
keit überwiesen wird, erstellt und versendet die Bank danach die Datenträger sowie die 
Kontoauszüge. Dieser Schritt folgt auch wenn ein Einziehungsauftrag vorhanden ist. 
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Nach dieser Versendung durch die Bank wird der Zahlungseingang verbucht und das 
Konto ausgeglichen. Hier kann es sein, dass eine Zahlung falsch zu einem Kunden zu-
geordnet wird. Danach werden die Belege abgelegt und falls die Datenlieferanten nach-
fragen, ihnen die Zahlungseingänge gemeldet. Dies ist der Regelablauf einer Vorschrei-
bung, wenn alles wie geplant läuft (d. h. der Bürger zahlt den Betrag zur Fälligkeit). 

Wird die Vorschreibung nicht zur Fälligkeit bezahlt, so erstellt die Buchhaltungsabtei-
lung eine Rückstandsliste und versendet nach einer Woche an die Bürger ein Erinne-
rungsschreiben. Für die Bezahlung der Vorschreibung gibt es danach ein Zahlungsziel 
von einer Woche. Bezahlt der Bürger danach zur Fälligkeit, kann er wieder zwischen 
Barzahlung und Überweisung wählen. Die Prozessfolgen sind die gleichen wie im vorhe-
rigen Absatz geschildert. Kommt es jedoch zu keiner rechtzeitigen Bezahlung, wird eine 
Mahnung erstellt und versendet. Der Bürger erhält diese und muss innerhalb von zwei 
Wochen den Vorschreibungsbetrag plus einer Mahngebühr überweisen oder bar beglei-
chen. Ist dies der Fall, kommt es wiederum, je nach Zahlart, zu dem im vorherigen Ab-
satz geschilderten weiteren Prozessverlauf. Erfolgt wiederum keine Zahlung seitens des 
Bürgers zur Fälligkeit, erstellt ein Mitarbeiter der Buchhaltungsabteilung einen Rück-
standsausweis, welcher notwendig für den Exekutionstitel ist. Der Rückstandsausweis 
wird an den Bürger versendet, der wiederum zehn Tage Zeit hat, die Vorschreibung in-
klusive Spesen zu bezahlen. Nach getätigter Zahlung sind die Prozessfolgen die glei-
chen, wie wenn er von Anfang an zur Fälligkeit bezahlt hätte. Geht keine Zahlung bei der 
Gemeinde ein, wird ein Antrag auf Exekution gestellt und bei Gericht eingebracht. Bei 
diesem Antrag müssen Fahrnisse, Drittschuldner und Grundbucheinträge beachtet wer-
den. Das Gericht versendet dann die Information über die Exekution an den Bürger. Die-
ser hat nochmal eine letzte Möglichkeit, den Vorschreibungsbetrag inklusive aller Spe-
sen zu bezahlen. Dann würde der Prozess wie im Regelfall zu Ende laufen. Jedoch 
muss die Buchhaltungsabteilung, wenn der ganze Betrag bezahlt wurde, einen Antrag 
auf Beendigung des Verfahrens bei Gericht einbringen. Wird nur ein Teil bezahlt, so 
bringt ein Mitarbeiter der Buchhaltung die Änderung des Rückstandes bei Gericht ein. 
Bezahlt der Bürger noch immer nicht oder wird nur ein Teil gezahlt, so führt das Gericht 
ein Exekutionsverfahren durch. Wenn alles bezahlt wurde, dann stellt das Gericht das 
Exekutionsverfahren ein. In jedem Fall ist nach diesen Schritten der Prozess „Vorschrei-
bungen“ beendet. 

Der Ist-Prozess „Vorschreibungen“ ist in Abbildung 8 grafisch dargestellt. 
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Abbildung 8:  Ist-Prozess „Vorschreibungen“ 
Quelle:  Eigene Darstellung 

5.3 „Zahlungsverkehr Eingangsrechnung“ 
5.3  „Zahlungsverkehr Eingangsrechnung“ 

Dieser Prozess kann durch zwei unterschiedliche Situationen ausgelöst werden. Er kann 
durch eine Anordnung des Bürgermeisters oder durch den Import der Daten für Löhne 
und Gehälter durch die Lohnverrechnung beginnen. Nachdem die Buchhaltung die Da-
ten für einen der beiden Fälle erhalten hat, werden diese im Programm K.I.M. Gemdat 
nach Fälligkeit sortiert und abgefragt. In einem nächsten Schritt werden nun der rele- 
vante Betrag und das Konto geprüft und bei Richtigkeit werden die Eingangsrechnungen 
sortiert. In dem Fall, dass ein Fehler gefunden wird, erfolgt eine Rückkopplung zu dem 
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Prozess „Eingangsrechnung durchführen“ und der Prozess beginnt bei dem Schritt der 
rechnerischen Kontrolle von vorne. Bei den Rechnungen, die jedoch fehlerfrei waren, 
kann der Prozess fortgeführt werden.  

Es ist nun zu prüfen, ob die Rechnungen bereits vorgemerkt sind. Ist dies der Fall (bei in-
ländischen Lieferanten), wird im Programm K.I.M. Gemdat der Zahlvorschlag und Daten-
träger erstellt und in das ELBA Raiffeisen importiert. Wenn kein Vormerk (ausländische 
Lieferanten, Jagdpacht) besteht, müssen die Daten (Kundendaten, Betrag, etc.) jedoch 
händisch in das Programm eingegeben werden. Ebenso wird ein Datenträger erstellt, je-
doch erfolgt der Import in ELBA händisch, da dies nicht übernommen werden kann. 
Nach Eingabe der Daten in ELBA Raiffeisen, erfolgt die TAN Zeichnung durch den Bür-
germeister und die Buchhaltungsabteilung. Durch diese Doppelzeichnung soll gewähr-
leistet sein, dass der richtige Betrag überwiesen wird. Im Anschluss an die Zeichnung 
kann die Überweisung nun durchgeführt werden. Nach der Bereitstellung der Kontoaus-
züge durch die Bank werden diese durch die Buchhaltung kontrolliert und die Verbu-
chung der Zahlungsausgänge kann erfolgen. Bei den Überweisungen mit Vormerk er-
folgt die Verbuchung dabei automatisch, während jene ohne Vormerk manuell verbucht 
werden müssen. Zu guter Letzt werden die jeweiligen Belegnummern auf den Beleg ge-
stempelt und die Belege und Kontoauszüge werden abgelegt. Nach der Ablage der Be-
lege ist dieser Prozess zu Ende.  

Den Ist-Prozess „Zahlungsverkehr Eingangsrechnung“ kann man in Abbildung 9 sehen.  
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Abbildung 9:  Ist-Prozess „Zahlungsverkehr Eingangsrechnung“ 
Quelle:  Eigene Darstellung 
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6.  Ist-Analyse 

Nachdem die Ist-Prozesse fertig dokumentiert waren, begann der Schritt der Analyse. 
Einerseits wurden die Prozesse daraufhin untersucht, inwiefern sich diese durch den  
elektronischen Akt ändern würden. Diese Veränderungen sind in Kapitel 6.1. dargestellt. 
Diese Optimierungsmöglichkeit ergibt sich durch die technischen Neuerungen des elekt-
ronischen Akts (vgl. Feldbrügge & Brecht-Hadrashek, 2008, 133 ff). Des Weiteren wur-
den Vorschläge aufgezeigt, die im Moment noch nicht realisierbar sind, jedoch in der Zu-
kunft eventuell zu Verbesserungen führen können (Kapitel 6.2.). Die tatsächlichen Ände-
rungen, welche auf Grund der Ist-Analyse, eingeführt werden, werden im Kapitel 7 näher 
dargestellt. Um das Problem der Betriebsblindheit möglichst gering zu halten, wurden die 
Vorschläge gemeinsam mit den Verfasserinnen dieser Arbeit erarbeitet. Dies wird in der 
Literatur als sinnvoll erachtet, da externe Berater einen distanzierteren Blick auf die Ab-
läufe in einer Organisation haben (vgl. Allweyer, 2005, 223 ff). 

6.1 Verbesserungen durch den elektronischen Akt 
6.1  Verbesserungen durch den elektronischen Akt 

Da der elektronische Akt alle Prozesse verändern wird, wird überblicksmäßig dargestellt, 
welche Verbesserungen durch den Einsatz von ELAK erzielt werden können. Durch ei-
nen elektronischen Akt kommt es zu einer Automatisierung von gewissen Prozessteilen 
bzw. von ganzen Prozessen. Darüber hinaus können manche Schritte vereinfacht oder 
sogar eliminiert werden (vgl. Abbildung 5, S. 23; Feldbrügge & Brecht-Hadrashek, 2008, 
133 ff). 

Eine der wichtigsten Neuerungen besteht darin, dass die Post automatisch erfasst und 
zugeteilt werden kann. Dadurch wird, nachdem man sich an das neue System gewöhnt 
hat, die Postzuteilung schneller von der Hand gehen, da man anstatt händischem Sortie-
ren nur mehr durch Mausklick auswählen muss, welcher Haushaltsstelle die Post zuge-
teilt werden soll. Dies wäre vor allem für den Prozess „Eingangsrechnung durchführen“ 
von Vorteil. 

Nicht nur am Beginn eines Prozesses kann diese automatische Erfassung zu einer Be-
schleunigung führen. Alle Prozessschritte, welche eine Unterschrift des Bürgermeisters, 
des Stadtamtsdirektors oder von anderen Abteilung benötigen, würden schneller ablau-
fen, da diese die Dokumente automatisch zugestellt bekommen und nur mehr nach er-
folgter Authentifizierung per Mausklick unterzeichnen müssen. Dies ist auf jeden Fall 
schneller, als wenn die Dokumente ausgedruckt werden müssen, dann der jeweiligen 
Person gebracht werden, diese dann unterzeichnet werden und schlussendlich wieder in 
die jeweilige Abteilung zurückgelangen müssen. Im Prozess „Darlehensaufnahme“ wür-
de dies den gesamten Prozess beschleunigen, da verschiedene Genehmigungsschritte 
notwendig sind. Durch diese beiden automatisierten Schritte werden die Prozesse be-
schleunigt, was allgemein bei Automatisierungen zu beobachten ist (vgl. Vergidis et al., 
2007, 95 f). 
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Darüber hinaus werden bei einem elektronischen Akt schon zu Beginn alle relevanten 
Daten erfasst, wodurch späteres Kontieren, Sortieren oder Einordnen entfällt. Im Fall der 
Stadtgemeinde Neulengbach würden bei den analysierten Prozessen verschiedene Pro-
zessschritte wegfallen. Zum Beispiel würde ein Einordnen in den Terminordner für Über- 
weisungen (z. B.: beim Prozess „Vorschreibungen“) nicht mehr nötig sein, da das System 
automatisch meldet, wann eine Zahlung fällig ist. Des Weiteren entfallen Schritte wie 
„Aufnahme in das EDV-System“, da die Rechnung oder alle sonstigen Dokumente von 
Anfang an im System sind. Dies ist unter anderem im Prozess „Eingangsrechnung 
durchführen“ relevant, wodurch der Schritt „Eingangsrechnung in das EDV-System über-
nehmen“ entfällt. Dies ist ein Beispiel dafür, wie durch den Einsatz von neuen Technolo-
gien Prozessschritte eliminiert werden können (vgl. Feldbrügge & Brecht-Hadrashek, 
2008, 133 ff). 
6.  Ist-Analyse 

Durch den elektronischen Akt werden Prüfungen vereinfacht. Dies ist ein Vorteil des Ein-
satzes von modernen Technologien, welcher auch häufig in der Literatur genannt wird 
(vgl. Feldbrügge & Brecht-Hadrashek, 2008, 133 ff). Einerseits ist es möglich, mehr Prü-
fungen in das System selbst einzubauen, wodurch die gesamte Verwaltung fehlerfreier 
gestaltet werden kann. Dadurch würden manche Prüfungen auch unnötig werden. Durch 
Automatisierung kommt es generell zu weniger Fehlerquellen, was die Qualität der Pro-
zesse insgesamt positiv beeinflusst (vgl. Vergidis et al., 2007, 95 f). Auf der anderen Sei-
te können die Prüfungen schneller abgeschlossen werden, da man sich nicht durch ei-
nen Papierstoß arbeiten muss, sondern nur am Computer von einem Dokument zum 
nächsten klicken muss. Des Weiteren ist es möglich, dass mehrere Personen gleichzei-
tig ein Dokument prüfen und eventuell Anmerkungen oder Änderungen sofort in das Sys-
tem eingeben, so dass andere Benutzer diese auch gleich sehen. Dies würde vor allem 
im Prozess „Voranschlag und mittelfristige Finanzplanung“ einen großen Nutzen mit sich 
bringen, da hier viele Prüfschritte durch unterschiedliche Personen vorgesehen sind. 
Durch die elektronische Erfassung wäre es auch einfacher, zwei Dokumente miteinander 
zu vergleichen und zu überprüfen. Im Prozess „Darlehenstilgung“, wo Tilgungspläne mit 
der Vorschreibung kontrolliert werden, würde dies zu Verbesserungen führen. 

Ein elektronischer Akt würde auch dadurch zu einer höheren Effizienz beitragen, dass es 
möglich ist, direkt elektronisch Schnittstellen zu anderen Ämtern zu schaffen. Dadurch 
entfallen Postwege und die Korrespondenz wird erleichtert. Im Prozess „Darlehensauf-
nahme“ würde dies den Schritt „Genehmigung durch das Land Niederösterreich“ in man-
chen Fällen sicherlich beschleunigen. Darüber hinaus können mit Hilfe so eines Systems 
Datenträger von Banken automatisch eingelesen werden und mit den vorhandenen Do-
kumenten überprüft werden. Diese Schritte würden durch den elektronischen Akt verein-
facht werden. So eine Vereinfachung von Prozessen ist häufig als eine Folge des Ein-
satzes von neuen Technologien zu beobachten (vgl. Feldbrügge & Brecht-Hadrashek, 
2008, 133 ff). 

Logischerweise würde ein elektronischer Akt auch alle Prozessschritte, welche die Abla-
ge von Dokumenten betreffen, überflüssig machen. Diesen Schritt gibt es in fast allen 
analysierten Prozessen (u. a. „Vorschreibungen“) und somit würde dieser Schritt wegfal-
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len und dadurch der gesamte Prozess beschleunigt werden. In Abbildung 5 (Seite 23) 
würde dies eine Elimination von Prozessschritten darstellen und eine Beschleunigung 
von Prozessen nach sich ziehen.  

Diese Ausführungen zeigen, dass der elektronische Akt die analysierten Prozesse weiter 
verbessern würde. Es darf jedoch nicht vergessen werden, dass die Einführung eines 
solchen Systems mit verschiedenen Kosten verbunden ist. Darüber hinaus wird es eine 
Zeit dauern, bis die Mitarbeiter an die neuen Vorgehensweisen gewöhnt sind. Um den 
Umgang mit dem elektronischen Akt zu erleichtern, werden auch Schulungen notwendig 
sein, um den Mitarbeitern das nötige Wissen zu vermitteln. Trotz dieser anfänglichen 
Schwierigkeiten wird die Einführung des elektronischen Akts schlussendlich zu effiziente-
ren Prozessen führen. Es muss jedoch beachtet werden, dass sich nicht alle Prozesse 
dazu eignen, mit Hilfe des elektronischen Akts durchgeführt zu werden. Eine Vorausset-
zung für den Einsatz neuer Technologien ist eine gewisse Standardisierung der Prozes-
se. Gerade in Managementprozessen ist dies oft nicht gegeben (vgl. Best & Weth, 2009, 
139). Im Fall der Stadtgemeinde Neulengbach wird vor allem der Prozess „Voranschlag 
und mittelfristige Finanzplanung“ sowie die Prozesse, welche eine Barzahlung beinhal-
ten, nur wenig durch den elektronischen Akt verbessert werden können. 
6.2  Weitere Verbesserungsvorschläge für die Zukunft 

6.2 Weitere Verbesserungsvorschläge für die Zukunft 

Da Veränderungen eine gewisse Zeit brauchen und es nicht möglich ist, alle Prozesse 
auf einmal zu optimieren sowie alle Verbesserungsvorschläge sofort umzusetzen (vgl. 
Robertson & Seneviratne, 1995, 555), zeigt dieses Kapitel zwei Möglichkeiten auf, wie 
die Abläufe in Zukunft noch weiter verbessert werden können. Bei diesen vorgestellten 
Möglichkeiten werden durch die Umgestaltung der Abläufe jeweils mehrere Prozess-
schritte eliminiert. 

Eine Beschleunigung im Prozess „Zahlungsverkehr Eingangsrechnung“ würde die auto-
matische Erfassung von in- und ausländischen Lieferanten darstellen. Im Moment ist 
dies nicht möglich, da bei einem ausländischen Lieferanten diese nicht in das ELBA Sys-
tem übertragen werden können. Jedoch ist man im Moment dabei, allen Lieferanten  
IBAN und BIC anstatt von Kontonummern und Bankleitzahlen zuzuordnen. Davon erhofft 
man sich, dass es ab dann möglich ist, von Anfang an auch die ausländischen Lieferan-
ten im System erfassen zu können und dann problemlos auf ELBA übertragen zu kön-
nen. Diese Umstellung hätte zur Folge, dass die händische Erfassung wegfällt, was vor 
allem zu einer Zeitersparnis führt. Darüber hinaus stellt die manuelle Eingabe eine höhe-
re Fehlerquelle dar, welche dadurch auch verringert werden kann. Durch diese Eliminie-
rung würde es zu einer Vereinfachung dieses Prozesses kommen und ein schnellerer 
Ablauf wäre das Ergebnis (vgl. Best & Weth, 2009, 125 ff). 

Des Weiteren würden die Autorinnen dieser Arbeit vorschlagen, dass im Laufe der Zeit 
die Barzahlung abgeschafft wird. Im Moment sieht die Stadtgemeinde Neulengbach dies 
noch als zusätzliches Service für ihre Bürger an, was grundsätzlich positiv zu betrachten 
ist. Jedoch stellt eine weitere Zahlmethode in vielen Fällen einen Mehraufwand in der 
Verwaltung dar. Vor allem im Prozess „Vorschreibungen“, wo es auch nach der dritten 
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Mahnung noch immer möglich ist, bar zu bezahlen, ist dies ein hoher organisatorischer 
Aufwand. Darüber hinaus werden nur ca. ein bis drei Prozent der Abgaben bar bezahlt, 
was einen sehr kleinen Anteil darstellt. Daher hat die Stadtgemeinde Neulengbach in 
manchen Prozessen schon versucht, die Bürger zu motivieren, die geforderten Beträge 
zu überweisen – dies geschah unter anderem bei der Jagdpachtauszahlung mit gutem 
Erfolg. Deswegen sind die Autorinnen der Meinung, dass dies auch bei den Vorschrei-
bungen durchgeführt werden sollte. 
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7. SOLL-PROZESSE 
7.  Soll-Prozesse 

In den nächsten Seiten werden die Änderungen der Ist-Prozesse erläutert und Aus-
schnitte aus den Prozessen dargestellt. Da sich zumeist nur Prozessschritte ändern, 
macht es nicht viel Sinn, jeweils die gesamten Prozesse nochmals abzubilden, da diese 
ja bereits bei den Ist-Prozessen eingesehen werden können. Darüber hinaus werden bei 
den Änderungen irrelevante Beteiligte nicht erneut abgebildet, um die Lesbarkeit der 
Prozesse zu erhöhen.  

7.1 „Eingangsrechnung durchführen“ 

Bei diesem Prozess kommt es zu einigen Änderungen. Gleich zu Beginn wird nach dem 
Prozessschritt „Eingangsrechnung sichten und zuteilen“ ein neuer Schritt eingefügt. Ab 
jetzt soll die für die Datenerfassung zuständige Person in der Buchhaltungsabteilung die 
Lieferscheine sowie etwaige Gemeinde- oder Stadtratbeschlüsse den Eingangsrechnun-
gen beilegen. Darüber hinaus wird die Kontierung der Eingangsrechnungen in Zukunft 
ebenfalls die Datenerfassung in der Buchhaltungsabteilung übernehmen, um den Leiter 
der Buchhaltungsabteilung zu entlasten.  

Des Weiteren wird die sachliche Prüfung zu den fachlichen Referenten bzw. den Abtei-
lungen ausgelagert. Diese müssen im Fall einer beanstandeten Eingangsrechnung 
selbst mit dem Lieferanten eine Klärung herbeiführen und im Anschluss daran korrigie-
ren. Die Buchhaltungsabteilung ist ab jetzt nur mehr für die rechnerische Prüfung zu-
ständig. Jedoch verschiebt sich die Zuständigkeit vom Leiter zur Datenerfassung, was zu 
einer weiteren Entlastung desbetreffenden Mitarbeiters beitragen soll.  

Eine weitere Änderung betrifft das Ende dieses Prozesses. Nachdem der Bürgermeister 
die Anordnung durchgeführt hat, führt der Kassenverwalter der Buchhaltungsabteilung 
eine Anordnung bzw. Sollstellung in K.I.M. Gemdat durch. Danach erfolgt eine Prüfung 
der Rechnungsdaten durch den Kassenverwalter. Werden Fehler gefunden, startet der 
Prozess erneut bei der rechnerischen Überprüfung durch die Datenerfassung der Buch-
haltungsabteilung. Ist jedoch alles in Ordnung, wird die Eingangsrechnung in den Ter-
minordner eingeordnet – wie im Ist-Prozess auch. Jedoch endet hiermit nicht der Pro-
zess, sondern es wird die Liquidität geprüft, bevor der Prozess „Zahlungsverkehr Ein-
gangsrechnung“ startet. Diese Überprüfung wird mit Hilfe von ELBA Raiffeisen durchge-
führt. Danach startet wie gewohnt der Prozess „Zahlungsverkehr Eingangsrechnung“, 
womit dieser Prozess zu Ende ist.  

In Abbildung 10 ist der gesamte Soll-Prozess „Eingangsrechnung durchführen“ grafisch 
dargestellt.  
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Abbildung 10:  Soll-Prozess „Eingangsrechnung durchführen“  
Quelle:  Eigene Darstellung 
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7.2 „Vorschreibungen“ 
7.2  „Vorschreibungen“ 

Bei diesem Prozess gibt es einige kleinere Änderungen. Bevor der Prozess beginnt, lie-
fern die Datenlieferanten die Bescheide bzw. Anmeldungen, welches nun als ein eigener 
Prozess gesehen wird. Dadurch entfällt im nächsten Schritt die Tätigkeit „Daten liefern“. 
Die nächste Änderung betrifft die „Probevorschreibung“ und „Proberollung“. Eine Probe-
rollung wird nur mehr durchgeführt, wenn eine Änderung der Stammdaten erfolgt ist. An-
sonsten kommt es sofort zur echten Rollung. Für beide Vorschreibungsarten wird in Zu-
kunft eine Probevorschreibung durchgeführt, wobei die Eckdaten der Vorschreibung am 
Bildschirm überprüft werden, um die Anzahl der Fehler möglichst gering zu halten. Das 
Versenden der Vorschreibungen wird in Zukunft an die Poststelle ausgelagert und nicht 
mehr wie bis jetzt von der Buchhaltungsabteilung erledigt. Diese Änderungen sind in 
Ausschnitt 1 in der Abbildung 12 grafisch dargestellt. 

Eine weitere Änderung betrifft den Punkt „Rückstandsliste erstellen“. Dieser Schritt ist 
vor jedem neuen Erinnerungsschreiben bzw. jeder neuen Mahnung fällig. Da dies aber 
mit dem Erstellen des Schreibens einhergeht, werden die Schritte „versenden und erstel-
len des Erinnerungsschreiben“ zusammengefasst.  

Bei dem dargestellten Ausschnitt ist zu beachten, dass zur besseren Lesbarkeit nur die 
Zahlmethoden Überweisung und Barzahlung beachtet werden sowie der Fall, wenn der 
Bürger nicht zur Fälligkeit bezahlt. Diese Veränderung im Prozess „Vorschreibungen“ ist 
im Ausschnitt 2 (Abbildung 12) zu sehen. 
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Abbildung 11:  Ausschnitt 1 Soll-Prozess „Vorschreibungen“ 
Quelle:  Eigene Darstellung 
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Abbildung 12:  Ausschnitt 2 Soll-Prozess „Vorschreibungen“ 
Quelle:  Eigene Darstellung 
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7.3 „Zahlungsverkehr Eingangsrechnung“ 
7.3  „Zahlungsverkehr Eingangsrechnung“ 

Da bei den vier Prozessen des Zahlungsverkehrs wenige Änderungen möglich sind – vor 
allem auf Grund der Tatsache, dass diese aus einem Prozess entstanden sind und dem-
nach alle sehr kurz sind –, werden diese zu einem Punkt zusammengefasst.  

Bei dem Prozess „Zahlungsverkehr Eingangsrechnung“ (Abbildung 13, Seite 64) gibt es 
zwei kleine Änderungen zu Beginn des Prozesses. Der Schritt „Fälligkeit, Betrag und 
Konto prüfen“ entfällt ebenso wie die Folgen, wenn die Prüfung negativ ausfällt. Dies 
kann deswegen geschehen, da in Zukunft schon im Prozess „Eingangsrechnung“ vor 
dem Einordnen der Rechnung in den Terminordner eine Prüfung durchgeführt wird. Für 
Rechnungen ohne Vormerk (ausländische Lieferanten, Finanzamt, Gebietskrankenkas-
sen, Klubbeiträge) wird der Kunde sowie der Betrag in Zukunft sofort händisch in ELBA 
Raiffeisen erfasst, ohne dass ein Datenträger erstellt wird und dieser importiert wird, da 
dies in der Vergangenheit zumeist nicht funktioniert hat. Der restliche Prozess läuft auch 
in Zukunft so ab, wie es im Moment gehandhabt wird. 
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                                                                                 Prozess 
                                                                                 Zahlungsverkehr 
                                                                               Eingangsrechnung 

Abbildung 13:  Ausschnitt Soll-Prozess „Zahlungsverkehr Eingangsrechnung“ 
Quelle:  Eigene Darstellung 
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Abbildung 14:  Ausschnitt Ist-Prozess „Zahlungsverkehr Kassa Eingang“  
Quelle:  Eigene Darstellung 
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Abbildung 15:  Soll-Prozess Zahlungsverkehr „Kassa Ausgang“ 
Quelle:  Eigene Darstellung 
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8.  Praxis-Projekt: Analyse von Anbietern des Elektronischen Akts in Österreich 

Zum Abschluss dieser Arbeit wird ein Blick auf den zweiten Teil des Praxisprojekts, der 
Analyse der Anbieter des elektronischen Akts, geworfen. 

Der Markt im Bereich des elektronischen Akts ist sehr intransparent. Die Hälfte aller An-
wendungen bzw. Anbieter sind den Gemeinden nicht bekannt (vgl. Krabina & Stöckler, 
2011, 76). Daher ist ein Teil dieses Projektes, dass Software-Hersteller, welche für die 
Stadtgemeinde Neulengbach in Frage kommen, genauer unter die Lupe genommen 
werden. Diese Analyse baut auf einen Marktüberblick von zehn Anbietern in Öster- 
reich auf (vgl. Krabina & Stöckler, 2011, 78 f). In dieser Arbeit wird nur ein Überblick  
der für die Stadtgemeinde geeigneten Anbieter gegeben. In Tabelle 4 (Seite 71) befin- 
det sich eine kurze Übersicht über alle analysierten Anbieter inklusive Link und bestimm-
ter Charakteristika. Nähere Informationen gibt es ebenso in der Masterarbeit unter 
http://www.diplomarbeitsboerse.info/?page_id=214.  

8.1 Go ELAK 

Hierbei handelt es sich um eine Software, welche vom ELAK Government Verbund (Ver-
ein) und unisys (Softwareunternehmen) gemeinsam entwickelt wurde (vgl. ELAK Go-
vernment Verbund, 2012 a). Den Anstoß zur Entwicklung kam vom Bürgermeister der 
Gemeinde Gföhl im Jahr 2005 (vgl. Deimel, 2010). Go ELAK beinhaltet sowohl ein Do-
kumentenmanagement- als auch ein Workflowmanagementprogramm (vgl. ELAK Go-
vernment Verbund, 2012 a). Mit dem integrierten Government Office wird eine Schnitt-
stelle zur niederösterreichischen Landesverwaltung und zum Bund angeboten. Damit 
können Dokumente oder sogar ganze Akten ausgetauscht werden. Daneben existieren 
Schnittstellen zu anderen Programmen und es gibt ein elektronisches Zustellprogramm. 
Darüber hinaus ist die Amtssignatur in diesem Programm integriert. Insgesamt war die 
Intention der Entwickler, dass mit Go ELAK ein Standardprogramm geschaffen wird, 
welches so gut an die Bedürfnisse der Gemeinden angepasst wurde, dass Individualisie-
rungen auf ein Minimum begrenzt werden können (vgl. ELAK Government Verbund, 
2012 b). Es werden zwei Lösungen angeboten. Einerseits gibt es die Möglichkeit, dass 
das System (ELAK Server als Hardware) auf dem EDV-System der Gemeinde läuft. Da-
zu wird der Microsoft Sharepoint Server benötigt. Auf der anderen Seite gibt es die Mög-
lichkeit, dass Go ELAK bei der Telekom Austria läuft und somit dort die Daten gesichert 
und archiviert werden. Jedoch ist diese Variante mit weiteren Kosten verbunden, aller-
dings braucht die Gemeinde keine Kosten für die Hardware sowie die Langzeitarchivie-
rung aufwenden (vgl. ELAK Government Verbund, 2012 c). Alle Anwendungen und Pro-
gramme von Go ELAK laufen webbasiert ab, was eine arbeitsplatzunabhängige Bear-
beitung möglich macht (vgl. Deimel, 2010). Neben dem Programm Go ELAK bietet der 
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Verein ELAK Government Verbund auch Beratung bei der Einführung des elektronischen 
Akts an und begleitet die tatsächliche Einführung und bereitet diese mit einer Prozess-
analyse vor. Des Weiteren gibt es Fachtagungen und spezielle Schulungen zum Pro-
gramm Go ELAK (vgl. ELAK Government Verbund, 2012d). 

Angewendet wird Go ELAK von verschiedenen Gemeinden in Niederösterreich. Sowohl 
kleine Gemeinden wie Gföhl oder Obergrafendorf als auch größere Gemeinden wie 
Amstetten und Wr. Neudorf sind Nutzer dieses Programms (vgl. Krabina & Stöckler, 
2011, 78). Im Jahr 2010 nutzten schon 15 Gemeinden von 1.500 bis 23.000 Einwohnern 
Go ELAK (vgl. Deimel, 2010). Um Go ELAK nutzen zu können, muss man Mitglied beim 
Verein ELAK Government Verbund werden. Dazu sind eine einmalige Beitrittsgebühr 
sowie ein Nutzungsentgelt zu bezahlen. Jährlich sind ein Mitgliedsbeitrag sowie ein Nut-
zungsentgelt je nach Einwohnerzahl zu bezahlen (vgl. ELAK Government Verbund, 
2012c). Für die Stadtgemeinde Neulengbach würden einmalige Gebühren von ca. 
€ 17.400 inkl. UST anfallen. Darüber hinaus wären jährlich ca. € 1.400 inkl. UST fällig. 
Würde man sich für die Variante mit der Nutzung des Servers bei der Telekom Austria 
entscheiden, fallen weitere Kosten an.  

Für die Software Go ELAK spricht, dass sie unter der Schirmherrschaft einer niederös-
terreichischen Gemeinde, welche ähnliche Einwohnerzahlen wie Neulengbach hat, ent-
wickelt wurde. Dadurch wurden alle Besonderheiten des öffentlichen Sektors in Nieder-
österreich berücksichtigt. Darüber hinaus bietet sie Schnittstellen zur niederösterreichi-
schen Landesregierung und zum Bund. Ein Nachteil dieser Software ist, dass sie als 
Standardprogramm konzipiert ist und es somit nur eingeschränkte Individualisierungs-
möglichkeiten gibt. 
8.  Praxis-Projekt: Analyse von Anbietern des Elektronischen Akts in Österreich 
8.2  K.I.M. Gemdat 

8.2 K.I.M. Gemdat 

Das Programm K.I.M.-ELAK des Anbieters Gemdat NÖ bietet EDV-Lösungen für Städte, 
Gemeinden und Gemeindeverbände an und ist somit spezialisiert auf Anwender des 
kommunalen Bereichs. Das Unternehmen Gemdat NÖ besteht seit rund 25 Jahren und 
kooperiert hierbei mit dem Unternehmen Easy Software, welches den Anbieter bei der 
Entwicklung von Software unterstützt (vgl. Gemdat, 2012 a). Das Programm K.I.M.-
ELAK ist in Österreich bereits sehr weit verbreitet, da auch in Oberösterreich, vermarktet 
durch den Anbieter Gemdat OÖ, bereits mehr als 100 Gemeinden dieses Programm be-
nutzen (vgl. Gemdat, 2010). 

Das System K.I.M.-ELAK beinhaltet ein umfassendes Dokumentmanagement, ein revi-
sionssicheres Archiv, eine Vielzahl von E-Government-Funktionen und Unterstützung bei 
Verwaltungsabläufen. Ein Vorteil dieser Software ist die automatische Integration ande-
rer K.I.M.-Produkte, wie das Buchhaltungsprogramm, welches von der Stadtgemeinde 
Neulengbach bereits benutzt wird. Auch Office-Anwendungen können in das K.I.M.-
ELAK-System eingebunden werden. Des Weiteren bietet das Programm die Möglichkeit, 
spezifische Abläufe von Geschäftsfällen festzulegen (Workflow-Modellierung), welche 
dann teilweise automatisch von dem Programm ausgeführt werden. Hierfür können vari-
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able oder feste Szenarien festgelegt werden, je nach Erfordernis des einzelnen Ge-
schäftsprozesses. Da die Modellierung der Workflows grafisch erfolgt, ist diese auch für 
Mitarbeiter übersichtlich und leicht verständlich. Die Modellierung der Workflows erfolgt 
mittels des Programmes Microsoft Visio. Die gesamte Struktur des K.I.M.-ELAKs ist 
leicht verständlich, da es auf der bekannten Windows-Oberfläche basiert. Der Zugriff auf 
das Programm kann auch mittels Internet, Intranet oder über mobile Clients erfolgen und 
ist somit standortunabhängig. Des Weiteren ist das System flexibel und kann somit bei 
der Implementierung an die individuellen Bedürfnisse des Kunden angepasst werden 
(vgl. Gemdat, 2010). 

Neben dieser Komplettversion eines elektronischen Akts, gibt es auch ein sogenanntes 
ELAK light, welches nur die elektronische Abwicklung für den Posteingang und die Be-
legverwaltung möglich macht (vgl. Gemdat, 2012 c). 

Der Anbieter Gemdat bietet für die Mitarbeiter auch eine Reihe von Schulungen an, die 
durch den Kunden in Anspruch genommen werden können. Nach erfolgter Installation 
gibt es seitens des Unternehmens Gemdat eine Reihe von angebotenen Services für ih-
re Kunden. So besteht ein eigenes All-in-One-Serviceportal im Internet, über welches un-
ter anderem IT-Anfragen schnell beantwortet, Seminarangebote gebucht oder Produkt-
News abgefragt werden können (vgl. Gemdat, 2012 b). 

Gemeinden wie Brunn am Gebirge (rund 11.348 Einwohner), Tulln (ca. 15.198 Einwoh-
ner), Gloggnitz (etwa 6.062 Einwohner) und Purgstall (rund 5.373 Einwohner) setzen das 
System K.I.M.-ELAK bereits in ihrer Gemeinde ein (vgl. Krabina & Stöckler, 2011, 78; 
Statistik Austria, 2012 e). Anhand der Größe der vorher genannten Gemeinden kann 
man gut erkennen, dass die Software für die Stadtgemeinde Neulengbach, mit einer 
Größe von etwa 8.000 Einwohnern, sehr gut geeignet wäre. 

Das Programm bietet sich vor allem deswegen an, da die Stadtgemeinde Neulengbach 
bereits das Buchhaltungsprogramm dieser Firma einsetzt. Durch deren Spezialisierung 
auf den Kommunalsektor in Österreich, sind ihnen die Anforderungen einer Gemeinde 
sicherlich bestens bekannt. Darüber hinaus haben sie, wie Go ELAK, eine starke Prä-
senz in Niederösterreich, wodurch es einfacher ist, mit anderen Gemeinden und Ämtern 
über dieses System zu kommunizieren. Ein Nachteil könnte eventuell sein, dass die Pro-
zesse mit Hilfe von Microsoft Visio abgebildet werden, während bei der Vorbereitung 
ADONIS bzw. Microsoft Publisher verwendet wurde. 
8.3  Rathausmanager 

8.3 Rathausmanager 

Der Rathausmanager ist ein seit 1991 existierendes österreichisches Unternehmen, 
welches es sich zum Ziel gesetzt hat, die österreichische Kommunalverwaltung zu mo-
dernisieren. Ihre Leistungen beinhalten unter anderem Hardwaresysteme sowie die Da-
tenbank ÖKOM, welche den elektronischen Akt beinhaltet (vgl. ÖKOM, 2012 a). Die Ge-
meindesoftware beinhaltet den Rathausmanager sowie die Datenbank, wodurch alle 
Prozesse vollkommen in diesem Programm abgewickelt werden können. Darüber hinaus 
ist es möglich, alle Ergebnisse in Excel bzw. Word zu übertragen und/oder Serienbriefe 
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zu erstellen. Die Mitarbeiter der Firma installieren das gesamte System und bilden die 
Mitarbeiter einer Gemeinde aus und schließen Werkverträge mit Personen der Gemein-
de ab, um die Fortbildung zu gewährleisten. Ebenso steht nach der Installation ein Fern-
wartungssystem zu Verfügung und in den meisten Ländern ist ein Competence Center 
eingerichtet, welches Fragen beantwortet (vgl. N. Wenger, E-Mail, 29. Juni 2012). Bei 
der Installation ist es möglich, auf die besonderen Bedürfnisse der Gemeinde einzuge-
hen (vgl. ÖKOM, 2012 b, 1). Mit Hilfe dieses Systems können unter anderem sowohl 
Hundeanmeldungen, Kindergartenanmeldungen als auch Kommunalsteuererklärungen 
und Finanztransaktionen elektronisch abgewickelt werden. Dafür sind verschiedenste 
Bereiche in dieses System integriert. Beispiele dafür sind die Vorbereitung von Sitzun-
gen, die Finanzbuchhaltung und das Meldewesen. Die Benutzeroberfläche ist Microsoft 
Office angepasst (vgl. ÖKOM, 2012 b, 2 ff). Alle Schritte werden im Dokumentenmanager 
ausgeführt, welcher automatisch verschiedene Office Programme öffnet und der Benut-
zer kann dann aus Vorlagen auswählen. Die erzeugten Dokumente können danach auch 
automatisch versendet werden – je nach dem mit oder ohne digitale Signatur und per  
E-Mail oder Botendienst. Ebenso können die Dokumente einfach anderen Mitarbeitern in 
der Gemeinde zur Verfügung gestellt werden (vgl. ÖKOM, 2012 b, 2 ff).  

Der Rathausmanager ist sowohl für kleine als auch für größere Gemeinden geeignet. 
Neuberg im Burgenland ist mit 1.300 Einwohnern die kleinste Gemeinde, welche den 
Rathausmanager verwendet. Wolfsberg zählt zu den größeren Gemeindeanwendern 
(vgl. N. Wenger, E-Mail, 29. Juni 2012). In Niederösterreich wenden es unter anderem 
Ybbs und Neunkirchen an (vgl. Krabina & Stöckler, 2011, 79). Die Kosten für ein Ge-
samtsystem liegen bei ca. 8.000 bis 10.000 Euro (einmalig) plus 1% Wartungskosten pro 
Monat (vgl. N. Wenger, E-Mail, 29. Juni 2012). 

Der Rathausmanager eignet sich deshalb, da er, ebenso wie die anderen beiden be- 
vorzugten Programme, auf die österreichische Kommunalverwaltung spezialisiert ist. 
Darüber hinaus setzen Gemeinden mit einer ähnlichen Größe wie Neulengbach die- 
se Software schon ein. Ein weiterer Vorteil sind die geringeren Kosten im Vergleich zu 
Go ELAK. 
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 8.4  Überblick der Anbieter des Elektronischen Akts in Österreich
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9.  Ausblick 

Die Thematik des Prozessmanagements ist in der heutigen Zeit sowohl für private Un-
ternehmen als auch für die öffentliche Verwaltung zu einem wesentlichen Konzept ge-
worden. Durch den vermehrten Kostendruck ist es daher besonders wichtig, dass Orga-
nisationen ihre Prozesse möglichst effizient gestalten (vgl. Gadatsch, 2010, 1). Pro-
zessmanagement soll durch die Schritte Prozesserfassung, Ist-Prozessmodellierung, 
Prozessanalyse, Soll-Prozessmodellierung, Prozessimplementierung und Kontrolle die-
ses Ziel unterstützen. Durch den kontinuierlichen Einsatz dieser sechs Schritte soll es zu 
einer Verbesserung der Prozesse in Hinblick auf Kosten, Zeit, Qualität und Kundenzu-
friedenheit kommen, welche es dem Unternehmen erlauben, langfristig erfolgreicher zu 
operieren (Gaitanides et al., 1994, 16). Besonders die öffentliche Verwaltung steht von 
Seiten der Öffentlichkeit unter dem stetig wachsenden Druck, Kosten einzusparen und 
ihre Prozesse zu optimieren (vgl. Hopp & Göbel, 1999, 17 ff). 

Im Rahmen dieses Projektes wurden zehn Prozesse in der Buchhaltungsabteilung der 
Stadtgemeinde Neulengbach im Detail analysiert und so gut es ging verbessert. Mittels 
mehrerer Workshops in der Stadtgemeinde Neulengbach und des Einsatzes des Soft-
waretools ADONIS konnten die einzelnen Prozesse dargestellt und optimiert werden. 
Dieses Projekt dient dem erstmaligen Einsatz von Prozessmanagement und soll in Zu-
kunft auch auf andere Prozesse und Abteilungen der Gemeinde ausgeweitet werden. 
Des Weiteren sollen auch jene Prozesse, die bereits einer Neugestaltung unterzogen 
wurden, kontinuierlich kontrolliert und analysiert werden, um eventuelle Verbesserungs-
potenziale oder Fehlerquellen frühzeitig erkennen zu können. Es sollte auch darauf ge-
achtet werden, dass die Prozesse tatsächlich im Alltagsgeschäft gelebt werden und nicht 
nur auf dem Papier bestehen. Besonders durch die geplante Einführung des elektroni-
schen Aktes kann es hier noch zu weiteren Verbesserungspotenzialen und Neugestal-
tungen der Prozesse kommen.  

Ein weiteres Ziel dieses Projektes war die Unterstützung der Stadtgemeinde Neuleng-
bach bei der Auswahl eines passenden Anbieters für den elektronischen Akt. Dazu wur-
den zehn Anbieter analysiert. Diese Analyse soll die Entscheidung der Gemeinde für ein 
geeignetes Programm erleichtern. Besonders die Anbieter von Go ELAK, K.I.M. Gemdat 
und der Rathausmanager eignen sich nach Ansicht der Verfasserinnen dieser Arbeit für 
den Einsatz in der Stadtgemeinde Neulengbach.  

Zusätzlich zu der Stadtgemeinde Neulengbach soll dieses Projekt aber auch anderen 
Gemeinden als Hilfestellung für die Implementierung von Prozessmanagement und die 
Einführung des elektronischen Akts dienen. Besonders die Prozesse „Eingangsrechnung 
durchführen“ und die Teilprozesse des Zahlungsverkehrs („Kassa Eingang“, „Kassa 
Ausgang“ und „Zahlung Eingangsrechnung“) eignen sich für einen breiten Einsatz, da es 
sich hierbei um relativ standardisierte Prozesse handelt. Diese Prozesse können für an-
dere Gemeinden als Benchmark dienen, um dadurch etwaige Schwachstellen oder Ver-
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besserungspotenziale in ihren Gemeinden aufdecken zu können. Doch auch die in der 
Arbeit dargestellte Vorgehensweise bei der Implementierung von Prozessmanagement 
und die identifizierten Herausforderungen und Probleme bei der Einführung in Bereiche 
der öffentliche Verwaltung können andere Gemeinden dabei unterstützen, ein effektives 
Prozessmanagement zu implementieren. Des Weiteren kann die durchgeführte Analyse 
der Anbieter des elektronischen Akts auch anderen Gemeinden bei der Auswahl eines 
geeigneten Programmes behilflich sein.  

Obwohl zu dem Thema Prozessmanagement bereits eine Vielzahl von Literatur vor- 
handen ist und einiges an Forschung durchgeführt wurde, gibt es, besonders im Bereich 
der Anwendung von Prozessmanagement in der öffentlichen Verwaltung, noch einiges 
an Forschungs- und Analysebedarf. Auf Grund des immer stärker werdenden Rufs der 
Öffentlichkeit nach Kosteneinsparungen und Modernisierungen des öffentlichen Sektors 
wird es in der Zukunft voraussichtlich zu einer stärkeren Auseinandersetzung mit die- 
sem Thema kommen. Dazu ist es auch wichtig die Gemeinden, Städte und den Staat für 
dieses Thema zu sensibilisieren und das nötige Know-how für die Mitarbeiter bereitzu-
stellen. 
9.  Ausblick 
9.  Ausblick 
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Wie bereits eingangs erwähnt, hat die Stadtgemeinde Neulengbach noch keine Zeit ge-
funden, den elektronischen Akt einzuführen. Derzeit werden die gesamten Ressourcen 
dazu verwendet, das Gemeindevermögen darzustellen. Dazu ist es notwendig, alle vor-
handenen Vermögensgegenstände (z. B.: Gehsteige, Kanäle, Gebäude, etc.) zu erfas-
sen, den Wert zu bestimmen und eine mögliche Restnutzungsdauer festzulegen. Nichts-
destotrotz hat die Stadtgemeinde Neulengbach laut Auskunft von Herrn Bachner sehr 
von der durchgeführten Prozessanalyse profitiert. Alle Mitarbeiter haben so einen Blick 
dafür bekommen, welchen Beitrag ihre Arbeit leistet. Darüber hinaus erkannte man, dass 
viele Prozesse, die sehr einfach in den Gedächtnissen der Mitarbeiter verankert sind, 
dennoch sehr komplex sind. Vor allem nicht direkt eingebundene Mitarbeiter erkannten 
dadurch, wie sich der Gesamtprozess zusammensetzt. Des Weiteren wurde erst durch 
die durchgeführte Analyse bewusst, dass manche Schritte unnötig sind und sich einfach 
im Laufe der Zeit eingebürgert haben. Alles in allem gewannen die Mitarbeiter der Buch-
haltungsabteilung Neulengbach ein besseres Verständnis für die Prozesse. 

Wie positiv die Prozessanalyse von der Stadtgemeinde Neulengbach aufgenommen 
wurde, zeigt sich auch darin, dass momentan ein weiteres Projekt mit der Universität 
Wien läuft, welches die Prozesse der Allgemeinen Verwaltung analysiert. 

Herr Bachner von der Stadtgemeinde Neulengbach sieht in der Prozessanalyse vor al-
lem im Kommunalbereich noch enormes Entwicklungspotenzial, das gerade hier durch 
die beständige Mitarbeiterstruktur und die Entwicklung der Prozesse im Laufe der Zeit, 
das Wissen um die tatsächlichen Abläufe in der Gemeinde fehlt. Deshalb würde er jeder 
Gemeinde, falls sich die Gelegenheit dazu bietet, empfehlen, eine Prozessanalyse 
durchzuführen. Darüber hinaus betonte Herr Bachner, dass es für ihn unvorstellbar sei, 
wie man ohne eine Prozessanalyse den elektronischen Akt einführen könne. 
10.  Resümee Stadtgemeinde Neulengbach 
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RECHTSQUELLEN 
Rechtsquellen 

Bundesgesetz über die Organisation der Universitäten und ihre Studien (Universitätsge-
setz 2002) sowie Änderung des Bundesgesetzes über die Organisation der Universitäten 
und des Bundesgesetzes über die Organisation der Universitäten der Künste in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 9. August 2002 (BGBl I Nr. 120/2002). 

Bundesverfassungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Jänner 1930 
(BGBl. Nr. 1/1930), zuletzt geändert durch die ESM-Begleitnovelle vom 25. Juli 2012 
(BGBl. I Nr. 65/2012). 

E-Government-Gesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Februar 2004 
(BGBl. I Nr. 10/2004), zuletzt geändert durch das Budgetbegleitgesetz 2011 vom 30. De-
zember 2011 (BGBl. I Nr. 111/2010).  

Gesetz über das Exekutions- und Sicherungsverfahren (Exekutionsordnung) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 27. Mai 1896 (RGBl. Nr. 79/1896), zuletzt geändert 
durch die Exekutionsordnungs-Novelle vom 5. Juli 2012 (BGBl. I Nr. 68/2005). 

OGH, Urteil vom 21. 11. 1933 – 4 Ob 435/33, ZBl. 1934/32 a. 
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Schriftenreihe RFG 
Recht & Finanzen für Gemeinden 
Reihenübersicht 
Reihenübersicht 

2003 
 

 
 

Band 5/2004 
Schmied 
Facility Management 
64 Seiten. EUR 14,80 
ISBN 978-3-214-14482-1 

Band 3/2003 
Flotzinger/Leiss 
Gemeindeabgaben im Insolvenzverfahren IV 
32 Seiten. EUR 9,80 
ISBN 978-3-214-14475-3 

 

 
 
 

Band 6/2004 
Österr. Gemeindebund  
Katastrophenschutz – Katastrophenbewältigung 
94 Seiten. EUR 22,80 
ISBN 978-3-214-14481-4 

Band 4/2003 
Becker/Jäger/Kirowitz/Suárez/Trenker 
Lenkungseffekte von Abgaben auf Handymasten
54 Seiten. EUR 15,20 
ISBN 978-3-214-14476-0 

 

2005 

 
 
 Band 5/2003 

Hink/Mödlhammer/Platzer (Hrsg) 
Auswirkungen des Regierungsprogramms auf  
die Gemeinden 
126 Seiten. EUR 28,– 
ISBN 978-3-214-14477-8 

 

Band 1/2005 
Hink/Leininger-Westerburg/Rupp 
E-Government – Leitfaden für Bürgermeister und 
Gemeindebedienstete 
64 Seiten. EUR 14,80 
ISBN 978-3-214-14483-8 

2004 
 

 
 Band 1/2004 

Achatz/Oberleitner 
Besteuerung und Rechnungslegung der Vereine
76 Seiten. EUR 18,80 
ISBN 978-3-214-14473-9 

 

Band 2/2005 
Heiss/Dietmar Pilz 
Kosten- und Leistungsrechnung der  
Siedlungswasserwirtschaft 
78 Seiten. EUR 19,80  
ISBN 978-3-214-14484-5 

 
 Band 3 – 4/2005 

Mitterbacher/Schrittwieser 
Kommunales Abgabenstrafrecht 
196 Seiten. EUR 38,–  
ISBN 978-3-214-14487-6 

Band 2/2004 
Huber/Noor/Trieb/Reifberger 
Die Gemeinden und ihre straßenpolizeilichen  
Aufgaben 
88 Seiten. EUR 21,– 
ISBN 978-3-214-14474-6 

 

 
 

Band 5/2005 
Achatz/Hacker-Ostermann/Heiss/Pilz 
Betriebsprüfung in der Gemeinde 
95 Seiten. EUR 24,–  
ISBN 978-3-214-14486-9 

Band 3/2004 
Colcuc-Simek/Mader/Skala/Viehauser/Zimmerl 
Herausforderung Siedlungswasserwirtschaft 
80 Seiten. EUR 18,80 
ISBN 978-3-214-14478-4 

 

2006 
 
 Band 4/2004 

Kerschner/Wagner/Weiß 
Umweltrecht für Gemeinden 
172 Seiten. EUR 36,– 
ISBN 978-3-214-14479-0 

 

 
 

Band 1 – 2/2006 
Sachs/Hahnl 
Das neue Bundesvergaberecht 2006 –  
Leitfaden für Länder und Gemeinden 
162 Seiten. EUR 36,– 
ISBN 978-3-214-14485-2 
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Band 3/2006 
Kommunalnet E-Government Solutions GmbH 
Handbuch Kommunalnet 
84 Seiten. EUR 19,80 
ISBN 978-3-214-14488-3 

 

Band 5/2007 
Reinhard Haider 
Umsetzung von E-Government 
72 Seiten. EUR 18,80 
ISBN 978-3-214-18821-4 

 

2008 
 
 

Band 4.a/2006 
Mugler/Fink/Loidl 
Gestaltung günstiger Rahmenbedingungen für 
Klein- und Mittelbetriebe im ländlichen Raum 
52 Seiten. EUR 13,80  
ISBN 978-3-214-14489-0 

 

 

Band 1 – 2/2008 
Sachs/Hahnl 
Das neue Bundesvergaberecht 2006 –  
Leitfaden für Länder und Gemeinden. 2. Auflage
164 Seiten. EUR 38,– 
ISBN 978-3-214-14498-2 

 
 

Band 4.b/2006 
Österreichischer Gemeindebund (Hrsg) 
Zukunft ländliche Gemeinde Diskussionsbeiträge 
zum Österreichischen Gemeindetag 2006 
108 Seiten. EUR 26,– 
ISBN 978-3-214-14490-6 

 

 

Band 3/2008 
Achatz/Brassloff/Brenner/Schauer 
Kommunale KG-Modelle und  
Rechnungsabschlüsse auf dem Prüfstand 
52 Seiten. EUR 14,80 
ISBN 978-3-214-14499-9 

 

Band 5/2006 
Mazal (Hrsg) 
Zur sozialen Stellung von Gemeindemandataren
126 Seiten. EUR 28,80 
ISBN 978-3-214-14491-3 

 

2007 
 

Band 4/2008 
Mugler/Loidl/Fink/Lang/Teodorowicz 
Gemeindeentwicklung in Zentraleuropa 
48 Seiten. EUR 12,50 
ISBN 978-3-214-00542-9 

 

2009 
 
 

Band 1/2007 
Aicher-Hadler 
Die strafrechtliche Verantwortlichkeit des  
Bürgermeisters 
52 Seiten. EUR 14,– 
ISBN 978-3-214-14480-7 

 

 

Band 1/2009 
Lukas Held 
Haushaltsführung und Verantwortlichkeit  
der Gemeindeorgane 
124 Seiten. EUR 28,– 
ISBN 978-3-214-14500-2 

 
 

Band 2/2007 
Bacher/Grieb/Hartel/Heiss/Stabentheiner 
Die Gemeinde als Vermieterin 
116 Seiten. EUR 24,80 
ISBN 978-3-214-14494-4 

 

 
 

Band 2/2009 
Hoffer/M. Huber/Noor/Reifberger/Rettenbacher/ 
M. Schneider 
Die Gemeinde und ihre straßenpolizeilichen 
Aufgaben. 2. Auflage 
96 Seiten. EUR 22,80 
ISBN 978-3-214-14501-9 

 

Band 3/2007 
Hofinger/Hinteregger 
Genossenschaften – eine Perspektive für 
Kommunen 
38 Seiten. EUR 9,90 
ISBN 978-3-214-14495-1 

 

 
 

Band 3/2009 
Günther Löwenstein 
Die finanzstrafrechtliche Verantwortung der  
Gemeinde 
48 Seiten. EUR 9,90 
ISBN 978-3-214-14502-6 

Band 4/2007 
Handler/Mazal/Weber  
Kommunale Sommergespräche 2007 
76 Seiten. EUR 18,80 
ISBN 978-3-214-14497-5 

 

 
 

 
 

Band 4/2009 
Alfred Riedl 
Richtlinien für Finanzgeschäfte der Gemeinden 
24 Seiten. EUR 4,90 
ISBN 978-3-214-14503-3 
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Band 2/2011 
Matschek 
Interkommunale Zusammenarbeit (IKZ) 
120 Seiten. EUR 28,– 
ISBN 978-3-214-14512-5 

 

Band 5/2009 
Gabriele Aicher-Hadler 
Verantwortlichkeit bei Amtsmissbrauch und  
Korruption. 2. Auflage 
52 Seiten. EUR 14,60 
ISBN 978-3-214-14504-0  

 
 

Band 3/2011 
Steindl/Wiese 
Optimales Krisenmanagement für Gemeinden 
120 Seiten. EUR 28,– 
ISBN 978-3-214-14513-2 

 
 

Band 6/2009 
A. Enzinger/M. Papst 
Mittelfristige Finanzplanung in Gemeinden 
104 Seiten. EUR 26,– 
ISBN 978-3-214-14505-7 

 

2010 
 

 
 
 

Band 4/2011 
Klug 
Einführung in das kommunale Haushalts- und 
Rechnungswesen 
36 Seiten. EUR 7,90 
ISBN 978-3-214-14514-9 

Band 1/2010 
Bacher/Heiss/Klausbruckner/G. Stabentheiner/ 
Schweyer 
Energieausweis für Gemeinden 
88 Seiten. EUR 18,80 
ISBN 978-3-214-14506-4 

 

 
 
 
 
 
 

Band 5/2011 
Breuss/Pilz/Pletz/Pölzl/Strohrigl/Teuschler 
Haushaltskonsolidierung in wirtschaftlich  
schwierigen Zeiten 
88 Seiten. EUR 20,– 
ISBN 978-3-214-14515-6 

 

2012 

Band 2/2010 
Weber/Kahl/Trixner 
Verpflichtendes Vorschul- oder Kindergartenjahr 
80 Seiten. EUR 16,80 
ISBN 978-3-214-14507-1 

 
 Band 1 – 2/2012 

Sachs/Hahnl-Trettnak 
Das neue Bundesvergaberecht 2006,  
3. Auflage 
158 Seiten. EUR 38,– 
ISBN 978-3-214-14516-3 

Band 3/2010 
Postgeschäftsstellenbeirat (Hrsg) 
Von der Postliberalisierung zur  
Postgeschäftsstelle 
64 Seiten. EUR 14,80 
ISBN 978-3-214-14508-8  

 
 

 
 

Band 3/2012 
Jauk/Kronberger 
Gender Budgeting 
67 Seiten. EUR 16,80 
ISBN 978-3-214-14517-0 

Band 4/2010 
Hink/Rupp/Parycek 
E-Government in Gemeinden 
56 Seiten. EUR 12,80 
ISBN 978-3-214-14509-5  

 
 2013 
 

 

Band 5/2010 
Hofbauer//Kamhuber/Krammer/Mühlberger/ 
Ninaus/Pilz/Rathgeber/Ritz/Veigl 
Leitfaden zum Kommunalsteuerrecht 
124 Seiten. EUR 28,60 
ISBN 978-3-214-14510-1 

 

 

Band 1/2013 
Aicher-Hadler 
Verantwortlichkeit bei Amtsmissbrauch 
und Korruption, 3. Auflage 
64 Seiten. EUR 14,80 
ISBN 978-3-214-14518-7 2011 

 
 
 
 

Band 2/2013 
Achatz/Oberleitner 
Besteuerung und Rechnungslegung der Vereine, 
2. Auflage 
64 Seiten. EUR 14,80 
ISBN 978-3-214-14472-2 

Band 1/2011 
Zechner 
Strategische Kommunikationspolitik als 
Erfolgsfaktor für Gemeinden 
44 Seiten. EUR 9,80 
ISBN 978-3-214-14511-8   
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2014 
 
 

Band 3/2013 
Eckschlager 
Rechte und Pflichten 
der Gemeindevertreter 
74 Seiten. EUR 16,80 
ISBN 978-3-214-14519-4 

 

 

Band 1 – 2/2014 
Sachs/Trettnak-Hahnl 
Das neue Bundesvergaberecht,  
4. Auflage 
120 Seiten. EUR 28,80 
ISBN 978-3-214-02557-1 

 

Band 4/2013 
Mathis 
Standort-, Gemeinde- und 
Regionalentwicklung 
70 Seiten. EUR 16,80 
ISBN 978-3-214-14520-0 

 

 
 

Band 3/2014 
Steinkellner/Zheden 
Prozessanalyse zur Einführung des  
ELAK in der Gemeindeverwaltung  
80 Seiten. EUR 18,80 
ISBN 978-3-214-02558-8 Band 5 – 6/2013 

Kerschner/Wagner/Weiß 
Umweltrecht für Gemeinden, 
2. Auflage 
124 Seiten. EUR 28,80 
ISBN 978-3-214-14521-7 
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